
Erklärung des Zentralkomitees 
der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands 

und des Ministerrates der Deutschen Demokratischen Republik 
zum Vertrag über den zeitweiligen Aufenthalt 

sowjetischer Truppen auf dem Territorium 
der Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik

Das Zentralkomitee der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands 
und der Ministerrat der Deutschen Demokratischen Republik begrüßen 
den Abschluß des Vertrages zwischen der Regierung der UdSSR und der 
Regierung der CSSR über die Bedingungen für den zeitweiligen Aufent
halt sowjetischer Truppen auf dem Territorium der CSSR, der mit Zu
stimmung des Zentralkomitees der SED und des Ministerrates der DDR 
sowie der anderen an der Hilfsaktion vom 21. August beteiligten sozia
listischen Staaten erfolgte.

Das Zentralkomitee der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands 
und der Ministerrat der Deutschen Demokratischen Republik werten den 
Vertrag und die mit ihm verbundenen Maßnahmen als Ausdruck der 
Entschlossenheit der Vertragspartner, niemals und unter keinen Um
ständen zuzulassen, daß auch nur ein Glied aus der Gemeinschaft der 
sozialistischen Staaten herausgebrochen wird.

Der Vertrag dient der Gewährleistung der Sicherheit der sozialisti
schen Staatengemeinschaft gegenüber der aggressiven Politik des Impe
rialismus in Europa. Er ist deshalb ein Abkommen, das die Festigung des 
Friedens und der Sicherheit in ganz Europa fördert.

Der Vertrag ist eine feste Garantie für die Sicherheit der CSSR und den 
Schutz der sozialistischen Errungenschaften gegen die Angriffe des Im
perialismus und der Reaktion. Damit sind auch für die tschechoslowa
kische Arbeiterklasse und das ganze Volk günstige Bedingungen ge
schaffen, die Konsolidierung der sozialistischen Ordnung zu vollziehen, 
um die weitere Entwicklung des sozialistischen Gesellschaftssystems in 
der CSSR fortzusetzen.

Die zeitweilige Stationierung sowjetischer Truppen auf dem Territo
rium der CSSR ist nicht nur von großer friedenssichernder Bedeutung. 
Sie bringt gleichzeitig eine Stärkung des Vertrauensverhältnisses zwi-
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